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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Wenige Tage nach der zweiten Sitzung des Ständerats zur Vorlage befasste sich der
Nationalrat mit dessen Kompromiss zu den Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank. Die vier Verpflichtungskredite waren in
beiden Räten unumstritten, jedoch hatte der Nationalrat fünf Artikel mit
Handlungsrichtlinien ergänzt, die vom Ständerat zwar abgelehnt, im Sinne einer
Kompromisslösung aber grösstenteils in einem neu geschaffenen Artikel 3a
aufgenommen worden waren. Während dieser Artikel 3a auf Antrag der APK-NR
angenommen wurde, setzte sich eine Minderheit Schneider-Schneiter (cvp, BL) dafür
ein, dem Ständerat auch hinsichtlich der Streichung der Offenlegungspflicht zu folgen
und Artikel 3c zu streichen. Die Minderheit aus Vertreterinnen und Vertretern der
Mitte-, der FDP- und der GLP-Fraktion argumentierte, dass die Publikation im Internet
nicht umsetzbar und die Unterrichtungspflicht des Parlaments bereits anderweitig
geregelt sei. Roland Fischer (glp, LU) zeigte Verständnis für den Wunsch nach mehr
Transparenz und stellte in Aussicht, dass die Aussenpolitischen Kommissionen in der
Differenzbereinigung einen Kompromiss ausarbeiten könnten. Die Mehrheit des
Nationalrates wollte jedoch an der Offenlegungspflicht festhalten. Franz Grüter (svp,
LU), dessen Fraktion sich von Anfang an gegen die Verfügungskredite eingesetzt hatte,
bezeichnete die Institutionen als «Dunkelkammern» und verlangte eine «Aufsicht über
die Aufsicht». Auch die SP setze sich für die Einhaltung von Transparenz und
Rechenschaft und daher für Artikel 3c ein, wie Claudia Friedl (sp, SG) verlauten liess.
Bundesrat Parmelin freute sich zwar über den konstruktiven Kompromiss zu Artikel 3a,
der keine grösseren Umsetzungsprobleme mit sich brachte. Er verwies jedoch in Bezug
auf den umstrittenen Artikel 3c ebenfalls darauf, dass die Publikation der Schweizer
Positionen im Internet «äusserst problematisch und sehr oft kontraproduktiv» sein
könne. Um auf internationaler Ebene Kompromisse finden zu können, sei es manchmal
unumgänglich, Positionen vertraulich zu behandeln. Auf Nachfrage von Fabian Molina
(sp, ZH) stimmte er aber im Namen des Bundesrats zu, den zuständigen Kommissionen
gegenüber Rechenschaft abzulegen. Der Nationalrat nahm den Antrag der Mehrheit in
Bezug auf Artikel 3c trotz der bundesrätlichen Bedenken mit 118 zu 68 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) an, womit er erneut eine Differenz zum Ständerat schuf. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2020
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Obschon die Schweiz den Weg zu einer «Kryptonation» eingeschlagen habe, bleibe die
Klimawirkung der Technologie hinter Kryptowährungen weitgehend ungeklärt, eröffnete
SP-Nationalrat Fabian Molina (ZH) in der Frühlingssession 2023 die Debatte zu seinem
entsprechenden Postulat. Bekannt sei jedoch, dass Kryptowährungen aufgrund der
hohen benötigten Rechenleistung äusserst energieintensiv seien. In Anbetracht dieser
Wissenslücke forderte Molina einen Bericht, welcher aufzeigt, wie Klimaschutz und
Kryptowährungen in Einklang gebracht werden können. Konkret soll der Bundesrat
dabei den Energieverbrauch dieser Technologien in der Schweiz erheben und Optionen
zur Reduktion des Verbrauchs sowie zur Förderung von energiesparsameren
Alternativen darlegen. Umweltminister Albert Rösti hielt dieser Argumentation im
Namen des Bundesrats entgegen, dass der Grossteil der energieintensiven Prozesse von
Kryptowährungen im Ausland geschähen, womit es sich hierbei um kein Schweizer
Thema handle. Die angesprochenen Technologien – etwa die Blockchain- und  die
Distributed-Ledger-Technologie (DLT) – kämen in der Schweiz ausserdem auch in
anderen Wirtschaftsbereichen wie etwa in der Pharmaindustrie oder im Detailhandel
zur Anwendung. Eine Erhebung müsste deshalb in allen Wirtschaftszweigen
vorgenommen werden, was sich als sehr komplex herausstellen und die Aussagekraft
der Resultate reduzieren könne. Der Nutzen eines solchen Berichts bleibe für die
Schweiz somit gering, so die Haltung der Regierung. Die Kontraargumente schienen bei
einer Ratsmehrheit verfangen zu haben, denn der Nationalrat lehnte das Postulat mit 91
zu 86 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. 2

POSTULAT
DATUM: 15.03.2023
CATALINA SCHMID

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Nationalbank

Étant donné l'adhésion de la Suisse à l'Accord de Paris, Fabian Molina (ps, ZH) estime
que les liquidités et les placements financiers de la Confédération devraient être
compatibles avec des flux financiers durables. En traitant des liquidités et des
placements financiers de la Confédération, le parlementaire socialiste pointe du doigt
l'absence de stratégie de durabilité de la Banque nationale suisse (BNS). 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a précisé que la BNS n'utilisait pas les
liquidités de la Confédération pour financer ses placements. En outre, il a indiqué
qu'une gestion des liquidités et des placements financiers de la Confédération par un
autre établissement financier entraînerait des coûts considérables vu les intérêts
négatifs. 
La motion a été rejetée par le Conseil national par 110 voix contre 64 et 2 abstentions.
Seul le camp rose-vert a voté en faveur de la motion. 3

MOTION
DATUM: 03.05.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

1) AB NR, 2020, S. 2443 ff.
2) AB NR, 2023, S. 517 f.
3) BO CN, 2021, pp.771
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